
Briefvorschlag für ein Schreiben an Kandidatinnen und Kandidaten der Linken Berlin:     

Sehr geehrter Herr ..., sehr geehrte Frau..., 

 

die Linke steht für eine sozial gerechte Daseinsvorsorge. Privatisierungen haben Sie immer 

abgelehnt. Die aktuelle Ausschreibung der S-Bahn Berlin durch die Verkehrssenatorinnen 

Günther und Jarasch von den Grünen ist Neoliberalismus in Reinform. Sie geht sogar weit 

über das hinaus, was die neoliberale Gesetzgebung auf Bundesebene vorschreibt. Dort steht 

nichts von einer Zerschlagung der S-Bahn in drei künstliche Teile und auch nichts von der 

zusätzlichen Abtrennung der Beschaffung und Instandhaltung der Wagen im Zuge einer 

Öffentlich-Privaten Partnerschaft mit 30 Jahren Laufzeit. Diese Abgabe des Wagenfuhrparks 

an Private wäre eine besonders weitreichende Privatisierung. Hier soll ein privater Bieter die 

Wagen für mindestens dreißig Jahre bekommen – einseitige Kündigungen vor Ablauf durch 

Berlin dieser Frist hätten eine gute Chance auf Ausgleich der entgangenen Gewinne für die 

Restlaufzeit. Die neue Landesgesellschaft ist als Briefkastenfirma konzipiert, sie entwickelt 

keine eigene Tätigkeit, sondern reicht nur Steuergeld an Private durch. 

 

Bei der S-Bahn Berlin geht es Stand 2020 um bis zu 11 Milliarden Euro, heute vermutlich 13 

Milliarden oder mehr. Dieses Volumen können sich private Firmen sichern – ohne dass damit 

sichergestellt ist, dass sie die damit verbundenen Leistungen erbringen, schonend mit Wagen 

und Infrastruktur umgehen oder gar auf Lohndumping verzichten. 

 

Gestatten Sie die Einschätzung, dass linke Politik nicht gerade im Aufwind ist. Unklare 

Haltungen zu linken Kernfragen wie Privatisierungen könnten dieses Problem verstärkt 

haben. Der Prozentanteil der Menschen in Deutschland, die Privatisierungen klar ablehnen, ist 

viel höher als Ihre Wahlergebnisse. Glauben die Menschen Ihnen nicht mehr, dass Sie gegen 

Privatisierungen eintreten?   

 

Seit den Anfängen der S-Bahn-Ausschreibung 2016 ist viel passiert. Es gab eine Serie 

gravierender Pleiten im Nachgang vergleichbarer Ausschreibungen im Nahverkehr in 

Deutschland. Großbritannien hat Bahnen sogar wieder verstaatlicht. Es gibt Alternativen zur 

Ausschreibung in ihrer aktuellen Form. Eine glaubwürdige progressiv linke Politik muss diese 

Zerschlagung und Privatisierung unmissverständlich ablehnen. Sie formulieren in Ihrem 

Wahlprogramm für die Wiederholungswahl: "Wir überführen die S-Bahn in kommunale Hand 

und verhindern die Ausschreibung der S-Bahn-Leistungen." Warum tun Sie das nicht als 

derzeit regierende Partei? Fordern Sie jetzt den Stopp der Ausschreibung – jetzt, noch vor der 

Wahl – öffentlich! 

Mit freundlichen Grüßen 

... 

 


